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A. Problem 

In den neuen Bundesländern sind ca. 16 v. H. der Kommunen mit 
Altschulden belastet, die für den Bau gesellschaftlicher Einrich-
tungen in der ehemaligen DDR angefallen sind. Neben Zinsen 
und sonstigen Finanzierungskosten betragen diese Altschulden 
zum 1. Januar 1997 voraussichtlich 8,73 Mrd. DM und stehen bei 
der Gesellschaft für kommunale Altkredite und Sonderaufgaben 
der Währungsumstellung mbH (GAW) zu Buche. 

B. Lösung 

a) Der Gesetzentwurf des Bundesrates zur Änderung des Erb-
lastentilgungsfonds-Gesetzes auf Drucksache 13/4175 wird 

abgelehnt. 

b) Der Gesetzentwurf der Abgeordneten Dr. Christine Lucyga, 
Roll  Schwanitz, Klaus Barthel, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD zur Änderung des Erblastentilgungsfonds-
Gesetzes auf Drucksache 13/3895 wird abgelehnt. 

c) Der Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. zur Rege-
lung der kommunalen Altschulden auf gesellschaftliche Ein-
richtungen auf Drucksache 13/4098 wird angenommen. 

d) Der Antrag der Abgeordneten Werner Schulz (Berlin), Fran-
ziska Eichstädt-Bohlig, Antje Hermenau, Steffi Lemke und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur Streichung der 
Altschulden auf gesellschaftliche Einrichtungen - Drucksache 
13/4115 - wird abgelehnt. 

e) Der Antrag der Abgeordneten Dr. Uwe-Jens Rössel, Dr. Barbara 
Höll, Rolf Kutzmutz, weiterer Abgeordneter und der Gruppe der 
PDS zur vollständigen Übernahme der sogenannten Altschul-
den auf gesellschaftliche Einrichtungen ostdeutscher Kommu-
nen durch den Bund auf Drucksache 13/2434 wird abgelehnt. 

Mehrheit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Annahme der Gesetzentwürfe auf Drucksachen 13/4175 bzw. 
13/3895 oder der Anträge auf Drucksachen 13/4115 bzw. 13/2434. 

D. Kosten 

Zum 1. Januar 1997 werden die Altschulden voraussichtlich 
8,73 Mrd. DM betragen. Die jährlichen Zinsleistungen betragen 
demnach bei einem unterstellten Zinssatz von 6 v. H. insgesamt 
ca. 520 Mio. DM. 

Der Antrag auf Drucksache 13/4098 sieht vor, daß der Bund die 
Hälfte der auf Einrichtungen in den jewei ligen Kommunen entfal

-

lenden Schulden übernimmt; dabei wird der Kapitaldienst für die 
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Schulden über den Bundeshaushalt bedient, die durch Einsparun-
gen an anderer Stelle im Haushalt zu refinanzieren sind. 

Die Länder werden aufgefordert, mit den Kommunen interne Re-
gelungen zur Finanzierung der Altschulden zu treffen, um eine 
unausgewogene Lastenverteilung zu vermeiden. Darüber hinaus 
spricht sich der zur Annahme empfohlene Antrag für einen Eigen-
beitrag der Länder an der Finanzierung aus. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf des Bundesrates - Drucksache 13/4175 - 
abzulehnen, 

2. den Gesetzentwurf der Abgeordneten Dr. Christine Lucyga, 
Rolf Schwanitz, Klaus Barthel, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD - Drucksache 13/3895 - abzulehnen, 

3. den Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. - Druck-

sache 13/4098 - anzunehmen, 

4. den Antrag der Abgeordneten Werner Schulz (Berlin), Fran-

ziska Eichstädt-Bohlig, Antje Hermenau, Steffi Lemke und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drucksache 13/4115 - 

abzulehnen und 

5. den Antrag der Abgeordneten Dr. Uwe-Jens Rössel, 

Dr. Barbara Höll, Rolf Kutzmutz, weiterer Abgeordneter und 

der Gruppe der PDS - Drucksache 13/2434 - abzulehnen. 

Bonn, den 19. Juni 1996 

Der Haushaltsausschuß 

Helmut Wieczorek (Duisburg) 

Vorsitzender 

Arnulf Kriedner 

Berichterstatter 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 

Berichterstatter 

Karl Diller 

Berichterstatter 

Oswald Metzger 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Arnulf Kriedner, Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen), 
Karl Diller und Oswald Metzger 

I. Zum Beratungsverfahren 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf 
des Bundesrates - Drucksache 13/4175 - in seiner 
104. Sitzung am 9. Mai 1996 in erster Lesung beraten 
und zur federführenden Beratung an den Haushalts-
ausschuß und zur Mitberatung an den Innenaus-
schuß und Rechtsausschuß überwiesen. 

Bereits in seiner 95. Sitzung am 14. März 1996 hat 
der Deutsche Bundestag 

- den Gesetzentwurf der Abgeordneten Christine 
Lucyga, Rolf Schwanitz, Klaus Barthel, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
- Drucksache 13/3895 -, 

- den Antrag der Abgeordneten Werner Schulz (Ber-
lin), Franziska Eichstädt-Bohlig, Antje Hermenau, 
Steffi Lemke und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 
- Drucksache 13/4115 - 

zur federführenden Beratung an den Haushaltsaus-
schuß sowie zur Mitberatung an den Innenausschuß 
und Rechtsausschuß überwiesen. 

Der Antrag der Fraktion der CDU/CSU - Drucksache 
13/4098 - wurde in derselben Sitzung des Deutschen 
Bundestages zur federführenden Beratung an den 
Haushaltsausschuß und zur Mitberatung an den In-
nenausschuß und den Ausschuß für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau überwiesen. 

Ferner hat der Deutsche Bundestag in seiner 74. Sit-
zung am 30. November 1995 den Antrag der Abge-
ordneten Werner Schulz (Berlin), Franziska Eich-
städt-Bohlig, Antje Hermenau, Steffi Lemke und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drucksache 
13/4115 - zuerst zur federführenden Beratung an den 
Innenausschuß und zur Mitberatung an den Haus-
haltsausschuß und Rechtsausschuß überwiesen. In 
seiner 107. Sitzung am 23. Mai 1996 hat der Deutsche 
Bundestag nunmehr die Vorlage zur federführenden 
Beratung an den Haushaltsausschuß und zur Mitbe-
ratung an den Innenausschuß und Rechtsausschuß 
überwiesen. 

Der Innenausschuß hat in seiner Sitzung am 24. April 
1996 die Vorlagen beraten und im einzelnen wie folgt 
abgestimmt: 

1. Der Innenausschuß empfahl mit der Mehrheit der 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
gegen die Stimmen der Fraktionen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS, 
den Gesetzentwurf auf Drucksache 13/3895 abzu-
lehnen. 

2. Der Innenausschuß empfahl mit der Mehrheit 
der Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 

F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der 
PDS, den Antrag auf Drucksache 13/4098 anzu-
nehmen. 

3. Der Innenausschuß empfahl mit der Mehrheit 
der Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der 
PDS, den Antrag auf Drucksache 13/4115 abzu-
lehnen. 

Ferner hat der Innenausschuß in seiner Sitzung am 
19. Juni 1996 folgendes beschlossen: 

Der Innenausschuß empfiehlt mit der Mehrheit der 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der Fraktion der SPD und der Gruppe der PDS, 
bei Enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, den Gesetzentwurf auf Drucksache 13/4175 so-
wie den Antrag auf Drucksache 13/2434 abzulehnen. 

Der Rechtsausschuß hat in seinen Sitzungen am 
22. Mai 1996 und am 12. Juni 1996 die Vorlagen be-
raten und wie folgt abgestimmt: 

1. Der Rechtsausschuß empfiehlt mehrheitlich mit 
den Stimmen der Fraktion der CDU/CSU gegen 
die Stimmen der Fraktionen SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS 
die Ablehnung des Gesetzentwurfs auf Druck-
sache 13/3895. 

2. Der Rechtsausschuß empfiehlt mehrheitlich mit 
den Stimmen der Fraktion der CDU/CSU gegen 
die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der Gruppe der PDS bei Enthaltung der 
Fraktion der SPD die Ablehnung des Antrags auf 
Drucksache 13/4115. 

3. Der Rechtsausschuß empfiehlt mehrheitlich mit 
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. gegen die Stimme der Gruppe der 
PDS bei Enthaltung der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Ablehnung des 
Antrags auf Drucksache 13/2434. 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat in seiner Sitzung am 19. Juni 1996 mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS auf eine Stel-
lungnahme zu der Vorlage verzichtet, da sie keine 
für ihn einschlägigen Punkte enthält. 

Der Haushaltsausschuß führte in seiner 46. Sitzung 
am 12. Juni 1996 eine öffentliche Anhörung zu den 
Vorlagen durch und hörte hierzu u. a. Sachverstän-
dige und Vertreter der Kommunen sowie kommuna-
len Spitzenverbände an. Hinsichtlich der Ergebnisse 
der öffentlichen Anhörung wird auf das Protokoll der 
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46. Sitzung des Haushaltsausschusses sowie auf die 
als Ausschußdrucksachen Nr. 1611 und zu Nr. 1611 
verteilten Stellungnahmen der Sachverständigen Be-
zug genommen. 

Der Haushaltsausschuß hat seine Beratungen in der 
49. Sitzung am 19. Juni 1996 abgeschlossen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Gesetzentwürfe 
und Anträge 

a) Gesetzentwurf des Bundesrates 
- Drucksache 13/4175 - 

Der Gesetzentwurf schafft die Voraussetzungen, 
die finanziellen Erblasten, die im Zusammenhang 
mit dem Bau gesellschaftlicher Einrichtungen in 
der DDR angefallen sind, in den Erblastentil-
gungsfonds zu übernehmen. 

b) Gesetzentwurf der Abgeordneten Dr. Ch ristine 
Lucyga, Rolf Schwanitz, Klaus Ba rthel, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
- Drucksache 13/3895 - 

Der inhaltsgleiche Gesetzentwurf sieht ebenfalls 
vor, die finanziellen Erblasten, die im Zusammen-
hang mit den sog. Altschulden auf gesellschaft-
lichen Einrichtungen verblieben sind, in den Er-
blastentilgungsfonds zu überführen. 

c) Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
- Drucksache 13/4098 - 

Der Antrag sieht vor, die kommenden Altschulden 
auf gesellschaftliche Einrichtungen in den neuen 
Ländern (einschließlich Berlin) nebst Zinsen und 
Finanzierungskosten jeweils zur Hälfte auf den 
Bund und die neuen Länder umzulegen. Dabei 
sollen der Bund und die neuen Länder jeweils die 
Hälfte der auf Einrichtungen in den jewei ligen 
Kommunen entfallenden Schulden übernehmen, 
soweit diese den Kommunen zugeordnete Grund-
stücke betreffen. Bund und Länder übernehmen 
jeweils die Schulden der ihnen zugeordneten 
Grundstücke vollständig. Der Bund stellt ferner 
sicher, daß die Refinanzierung des von ihm zu 
übernehmenden Schuldendienstes nicht überpro-
portional bei den Transfers an die neuen Länder 
erfolgt. 

d) Antrag der Abgeordneten We rner Schulz (Berlin), 
Franziska Eichstädt-Bohlig, Antje Hermenau, 
Steffi Lemke und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 
- Drucksache 13/4115 - 

Die antragsstellende Fraktion führt aus, daß die 
Übernahme der Altschulden in die Rechtsverhält-
nisse der Bundesrepublik Deutschland fragwürdig 
sei. Da die sog. Altschulden willkürlich zustande 
gekommen seien, sei ihre Übertragung rechtlich 
nicht begründet und die Forderungen der Gläubi-
gerbanken substanzlos. Ferner sei die Verteilung 
dieser Schulden auf die Kommunen in den neuen 
Ländern von Zufälligkeiten und Willkürlichkeiten 
geprägt. Aus diesen Gründen müsse auf die Ein-
treibung der Forderungen gegen die Kommunen 
verzichtet werden. 

e) Antrag der Abgeordneten Dr. Uwe-Jens Rössel, 
Dr. Barbara Höll, Rolf Kutzmutz, weiterer Abge-
ordneter und der Gruppe der PDS 
- Drucksache 13/2434 - 

Der Antrag sieht vor, die sog. Altschulden auf ge-
sellschaftliche Einrichtungen ostdeutscher Kom-
munen nicht auf die Kommunen zu übertragen. 
Vielmehr sollen die aus Investitionen resultieren-
den Verbindlichkeiten als Staatsschulden der ehe-
maligen DDR im Rahmen des Erblastentilgungs-
fonds vom Bund übernommen werden. 

III. Zur Beschlußempfehlung 

Stellungnahmen der Fraktionen und Gruppe 

Die Fraktion der CDU/CSU hob hervor, die Anhö-
rung im Haushaltsausschuß habe gezeigt, daß die 
Altschuldenproblematik einer politischen Regelung 
bedürfe und nicht durch langwierige und kostspie-
lige Gerichtsverfahren gelöst werden könne. Nur auf 
diesem Weg könnten die Meinungsverschiedenhei-
ten über die Rechtslage beigelegt und eine Überfor-
derung der einzelnen Kommunen ausgeschlossen 
werden. 

Die Anhörung habe ferner auch deutlich gemacht, 
daß die Gesetzentwürfe des Bundesrates und der 
Fraktion der SPD, die die gesamten Altschulden aus-
schließlich dem Bund anlasten wollten, keine Grund-
lage für eine Problemlösung seien. Sie seien vielmehr 
einseitig, unausgewogen und berücksichtigten nicht 
die auf die Gemeinden übergegangenen umfangrei-
chen Vermögenswerte sowie die erheblichen Finanz-
transfers des Bundes an die ostdeutschen Länder und 
Gemeinden. 

Der Bund und die betroffenen Länder müßten daher 
schnellstmöglich an den Verhandlungstisch zurück-
kehren, um zu einer politischen Lösung zu kommen. 
Eine solche Kompromißregelung biete der von den 
Koalitionsfraktionen vorgelegte Entschließungsan-
trag, womit der Bund bereits deutliches Entgegen-
kommen zeige. Der Bund und die neuen Bundeslän-
der übernähmen jeweils die Hälfte der Altschulden, 
die auf diesen Einrichtungen der Kommunen laste-
ten. 

Mit dieser Anhörung und dem Abschluß der parla-
mentarischen Beratungen noch vor der Sommer-
pause werde somit der Weg für eine politische Lö-
sung freigemacht. Der Bund und vor allem die Län-
der seien nunmehr aufgefordert, unverzüglich die 
Verhandlungen über die konkrete Umsetzung der in 
unserem Entschließungsantrag aufgezeigten Rege-
lung aufzunehmen und im Interesse der Gemeinden 
die Altschuldenfrage zum endgültigen Abschluß zu 
bringen. 

Die Fraktion der SPD vertrat die Auffassung, die sog. 
kommunalen Altschulden seien eine Erblast des 
DDR-Staates, die - wie andere Schulden dieses un-
tergegangenen Staatswesens auch - im Erblastentil-
gungsfonds aufzufangen seien. Die Fraktion der SPD 
habe mit ihrem Gesetzesantrag wie auch der Bun-
desrat mit seinem inhaltsgleichen Antrag dazu den 
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Weg gewiesen. Eine Übernahme in den Fonds sei ge-
boten, weil es sich bei diesen Altschulden auf gesell-
schaftliche Einrichtungen zu keinem Zeitpunkt um 
kommunale Schulden handelte, wie die Anhörung 
eindeutig ergeben habe. Vertragspartner der Banken 
seien vielmehr die Volkseigenen Bet riebe der Woh-
nungswirtschaft gewesen. Auch seien Zins- und Til-
gungsleistungen faktisch vom Zentralhaushalt gelei-
stet worden und in den Haushalten der örtlichen Or-
gane nur als durchlaufende Posten aufgetaucht. Je-
der Versuch einer Zuordnung der Schulden auf ein-
zelne Gemeinden würde zudem bedeuten, die Wi ll

-kür des DDR-Staates in diesem Bereich, die sich in 
regionalen Entschuldigungen und Systemwechseln 
innerhalb des Finanzierungssystems niederschlug, 
für das Deutschland von heute als maßgeblich anzu-
erkennen und in die Zukunft fortzuschreiben. Ganz 
abgesehen davon, daß etliche der betroffenen Ge-
meinden die etwaige zusätzliche Last einer Schul-
denbedienung gar nicht tragen könnten, sei nur 
durch eine pauschale Übernahme der kommunalen 
Altschulden in den Erblastentilgungsfonds sicherzu-
stellen, daß eklatante Ungerechtigkeiten durch sach-
lich nicht zu rechtfertigende unterschiedliche Betrof-
fenheit der Gemeinden vermieden würden. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN machte 
deutlich, daß die Übernahme der Altschulden in die 
Rechtsverhältnisse der Bundesrepublik Deutschland 
von der juristischen Grundlage her überaus fragwür-
dig sei. Die sog. DDR-Altschulden seien willkürlich 
zustande gekommen und ihre Übertragung auf die 
Bundesrepublik Deutschland rechtlich nicht be-
gründbar. 

Im Gegensatz zu Westdeutschland hätten die ost-
deutschen Kommunen zu DDR-Zeiten über keine 
nennenswerten eigenen Einnahmen verfügt. Die sog. 
Altschulden seien lediglich auf Verrechnungseinhei-
ten zurückgegangen, auf die die Kommunen nie ei-
nen Einfluß gehabt hätten. Ferner sei die Zuordnung 
von Vermögenswerten zu den Altschulden in vielen 
Fällen äußerst zweifelhaft und ungeklärt, häufig sei-
en die Einrichtungen in einem desolaten Zustand 
oder gar nicht mehr vorhanden. 

Die Belastung mit Altschulden habe darüber hinaus 
zu einer teilweise erheblichen Einschränkung der 
Handlungsspielräume der betroffenen Körperschaf-
ten geführt. Die Altschulden hatten damit den Auf-
bau in den neuen Ländern nachhaltig behindert. Die 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fordere daher, 
daß der Bund auf die Eintreibung dieser zu Unrecht 
gestellten Forderungen verzichte. 

Die Gruppe der PDS vertrat die Auffassung, in 
der Anhörung des Haushaltsausschusses hätten die 
Sachverständigen mehrheitlich bestätigt, daß die Re-
gelungen des Einigungsvertrages keine Übernahme 
dieser „Schulden" durch die Kommunen vorsähen. 
Die für den Bau gesellschaftlicher Einrichtungen in 
der ehemaligen DDR aufgenommenen Kredite seien 
aufgrund staatlicher zentraler Vorgaben durch „VEB 
kommunale Wohnungswirtschaft" bzw. die „VEB 
Gebäudewirtschaft" aufzunehmen. Es handele sich 
damit um Staatsschulden der ehemaligen DDR, die 
entsprechend den geltenden gesetzlichen Regelun-
gen durch den Erblastentilgungsfonds zu überneh-
men seien. Dieser Rechts- und Sachlage entspreche 
der vorliegende Antrag der Gruppe der PDS. Bei An-
erkennung und Zahlung der sog. kommunalen Alt-
schulden würde der finanzielle Spielraum der betrof-
fenen Kommunen bei der Wahrnehmung ihrer sozia-
len, soziokulturellen und infrastrukturellen Aufga-
ben sehr nachhaltig beeinträchtigt werden. 

Im übrigen könne eine Verpflichtung der Länder und 
Kommunen zur Übernahme der sog. kommunalen 
Altschulden weder aus dem Einigungsvertrag noch 
aus anderen geltenden gesetzlichen Regelungen ab-
geleitet werden. 

Letztlich bleibe festzuhalten, daß eine vollständige 
Streichung dieser „Schulden" 1990 bei den Verhand-
lungen zum Einigungsvertrag hätte vereinbart wer-
den müssen. Die gegenwärtige rechtliche Lage lasse 
eine ersatzlose Streichung dieser Altschulden jedoch 
nicht mehr zu. Die Regelungen zur deutschen Einheit 
hätten diese „Kredite" in solche mit marktwirtschaft-
lichem Charakter umgewandelt. 

Bonn, den 19. Juni 1996 

Arnulf Kriedner 

Berichterstatter 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 

Berichterstatter 

Karl Diller 

Berichterstatter 

Oswald Metzger 

Berichterstatter 



 


